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Kinder schützen –  
eine große Herausforderung im Gesundheitswesen 

ÄrztInnen und Gesundheitspersonal im täglichen Spannungsfeld zwischen kurativer Medizin, 
Verschwiegenheitspflicht, Opferschutz und Unterstützung in der Verbrechensbekämpfung – wie 
geht das zusammen? Auf Einladung des Instituts für Ethik und Recht in der Medizin diskutierten 
ExpertInnen und Betroffene über rechtliche, ethische und medizinische Aspekte des 
„Opferschutzes“. 

(Wien, 29.04.2015) Das Interesse war groß: Als Geschäftsführerin des Instituts für Ethik und Recht in 
der Medizin und der Plattform Patientensicherheit konnte Dr.in Maria Kletečka-Pulker zahlreiche 
international renommierte ReferentInnen und knapp 100 TeilnehmerInnen begrüßen, die den 
Seminarraum des Instituts bis auf den letzten Platz füllten.  

Prof. Dr. Thomas Szekeres, Präsident der Ärztekammer für Wien, bedankte sich bei Gastgeberin 
Kletečka-Pulker ausdrücklich für deren Initiative. „Ich halte die interdisziplinäre Auseinandersetzung 
mit dem Thema Opferschutz in der Medizin für enorm wichtig, vor allem, weil mehrheitlich Kinder 
und Jugendliche zu Gewaltopfern werden, die sich selbst nicht wehren können“, sagte Szekeres in 
seiner Eröffnungsrede. In vielen Fällen seien Mediziner die ersten Ansprechpersonen der Opfer, 
hätten daher eine entsprechende Verantwortung zu tragen. Eine ganz besondere Rolle komme den 
HausärztInnen zu, führte Szekeres aus, weil sie meist auch das soziale Umfeld sehr genau kennen – 
dort, wo Gewalt überwiegend stattfindet. ÄrztInnen müssten dabei möglichst frühzeitig physische 
und psychische Anzeichen von Gewalt erkennen und die richtigen Schritte einleiten. Das sei nicht nur 
medizinisch schwierig, weil Spuren oft nicht klar erkennbar oder zuordenbar sind, sondern auch 
besonders sensibel. „Die Entscheidung, mögliche Gewaltanwendung bei den zuständigen Stellen zu 
melden, ist mit weitreichenden Folgen für die Opfer wie die mutmaßlichen TäterInnen verbunden. 
Da braucht es neben Erfahrung viel Fingerspitzengefühl“, sagte Szekeres. 

Noch viel Motivationsarbeit leisten 

DSA Mag. Eveline Holzmüller vom Wiener Amt für Jugend und Familie sieht in der Kooperation 
zwischen ÄrztInnen, Gesundheitspersonal und Behörden noch Verbesserungspotenzial. Unter den 
meldepflichtigen Gruppen seien die Kliniken und ÄrztInnen eher selten vertreten, zitiert Holzmüller 
aus einer eigenen Studie, wonach derzeit nur fünf Prozent aller Gefährdungsmeldungen aus diesem 
Bereich kommen. „Die Zusammenarbeit mit den Kliniken und ÄrztInnen wurde in den vergangenen 
Jahren sukzessive verbessert, hat inzwischen gute Qualität“, relativierte Holzmüller, für viele 
niedergelassene ÄrztInnen, die besonders häufig Erstkontakt zu Opfern haben, sei es jedoch „noch 
immer nicht vorrangig, sich im Verdachtsfall an die Kinder- und Jugendhilfe zu wenden. Da müssen 
wir noch viel Motivationsarbeit leisten.“ 

K.-o.-Tropfen: Nachweisbarkeitsdauer verlängern 
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Zwei aktuelle Opferschutz-Projekte zur Optimierung der Beweissicherung nach Gewalttaten standen 
anschließend im Mittelpunkt der Tagung. Eines davon arbeitet seit vergangenen September daran, 
die derzeit mangelnde Nachweisbarkeitsdauer der sogenannten K.-o.-Tropfen signifikant zu erhöhen.  

Mit den derzeit zur Verfügung stehenden Testverfahren können viele der unter dem Sammelbegriff 
K.-o.-Tropfen zusammengefassten Substanzen, unter anderem GHB (Gammahydroxybuttersäure), 
nur bis wenige Stunden nach ihrer Verabreichung im Blut und Urin nachgewiesen werden. Meist 
endet diese Frist lange bevor die Opfer überhaupt zur Untersuchung kommen. Ohne einen 
medizinisch eindeutigen Nachweis dieser Substanzen wäre eine spätere Beweisführung vor Gericht 
kaum möglich, die Opfer zudem einem massiven Glaubwürdigkeitsproblem ausgesetzt, berichtete 
Dr.in Angelika Schäffer, Notfallpsychologin beim Weißer Ring, aus ihrer langjährigen Praxis. 

Das von der österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft unterstützte zweijährige Projekt 
„IsoCSI“ hat sich nun zum Ziel gesetzt, das Zeitfenster des Nachweises „deutlich noch hinten zu 
schieben“, erklärte Ass.-Prof. Dr. Thomas Stimpfl von der Medizinischen Universität Wien. Dazu wird 
in enger Kooperation zwischen medizinischer Forschung und Industrie eine völlig neuartige 
massenspektrometrische Untersuchungsmethode entwickelt, mit Hilfe derer es gelingen soll, 
zwischen der körpereigenen endogenen und der zugeführten exogenen GHB zu unterscheiden.  

Forensische Untersuchungsstelle im AKH 

Das zweite, von den Wiener Kinderschutzgruppen initiierte, Projekt widmet sich dem Aufbau einer 
„forensischen Untersuchungsstelle für Wien“ unter der wissenschaftlichen Leitung von Prof.in Dr.in 
Susanne Greber-Platzer, MBA. Noch immer scheitern viele Verurteilungen nach Gewaltakten gegen 
Kinder an fehlenden Beweisen, weil es nicht gelingt, die Opfer einer zeitnahen Diagnostik mit einer 
gerichtstauglichen Dokumentation der Gewaltfolgen zuzuführen. Mit der neuen forensischen 
Untersuchungsstelle für Wien wurde die Möglichkeit geschaffen, Gewaltopfer nach Zuweisung durch 
die Kinderschutzgruppen, das Jugendamt und die Polizei möglichst rasch nach der Tat zu untersuchen 
und die Spuren durch ein Expertenteam zu sichern. Außerdem sollen im Rahmen der zeitnahen 
Befundung auch mögliche psychische Folgen, etwa Traumatisierungen, erfasst werden. Ein weiteres 
Projektziel ist es, einheitliche Strukturen und Unterstützungs-Tools zu entwickeln, um die Arbeit der 
ÄrztInnen und des Gesundheitspersonals in den Kinderschutzgruppen der Wiener Spitäler zu 
unterstützen und zu erleichtern. 

„Wir waren in den vergangenen Jahren intensiv damit beschäftigt“, berichtete Greber-Platzer, „uns 
entsprechendes Gehör bei der Stadt Wien zu verschaffen, um nachzuweisen, dass gute Strukturen 
etwas bewirken und verbessern können.“ Derzeit suche man den Kontakt zu allen relevanten 
Anlaufstellen – vor allem Kinderschutzgruppen, Kinderambulanzen, Notfall- und chirurgische 
Ambulanzen –, um gemeinsam zu beraten: „Wie muss ein aus den unterschiedlichen Strukturen 
abgeleitetes, standardisiertes Modell gestaltet sein, damit Dokumentation und Beweissicherung so 
gelingen, um später auch vor Gericht zu halten und Täter nicht mehr aus Mangel an Beweisen 
freigehen.“ 

Der Gerichtsmediziner der forensischen Untersuchungsstelle für Wien, Priv.-Doz. Mag. DDr. Martin 
Grassberger, berichtete im Rahmen der Tagung über seine Erfahrungen in der rechtmedizinischen 
Untersuchungsstelle für Opfer von Gewalt in Hamburg, ein internationales Vorzeigeprojekt in diesem 
Bereich. Was Deutschland seiner Meinung nach Österreich voraus hat, ist laut Grassberger die 
Bereitschaft, einmal erkannte Probleme auch dann konsequent anzugehen, wenn es dazu noch keine 
Lösungen gibt. Selbst wenn in Hamburg daher noch viele Details nicht annähernd perfekt 
funktionieren würden und von den Ärzten vor Ort im Einzelfall zu entscheiden sind, so sei man der 



Entwicklung bei uns damit trotzdem weit voraus. „Wir suchen in Österreich immer zuerst nach der 
perfekten Lösung, bevor wir überhaupt starten“, fasste Grassberger zusammen: „Für viele 
medizinische Probleme gibt es aber keine perfekte Lösung – und darum haben wir dann oft gar nichts 
außer Stillstand.“ 

Auch das Projekt „forensischen Untersuchungsstelle für Wien“ ist vorerst auf zwei Jahre beschränkt. 
Kletečka-Pulker ortet jedoch bei diesem Thema ein „wachsendes Problembewusstsein der 
Gesundheitspolitik.“ Dies würde sich nicht zuletzt im aktuellen Regierungsprogramm widerspiegeln, 
wo eine österreichweit flächendeckende Versorgung mit forensischen Untersuchungsstellen in allen 
Bundesländern festgeschrieben wurde. In diesem Sinne sei sie optimistisch, dass es hier in 
absehbarer Zeit zu einer grundlegenden Verbesserung der Situation für Gewaltopfer kommt. Und 
bezogen auf die Ausführungen Grassbergers sagte Kletečka-Pulker abschließend: „Wichtig ist 
jedenfalls, dass wir jetzt alle einmal losgegangen sind!“ 

 

Kontakt:  
Dr.in Maria Kletečka-Pulker 
maria.kletecka@univie.ac.at 
0664/6027722202 

Veranstalter: Institut für Ethik und Recht in der Medizin (ierm.univie.ac.at) in Kooperation mit der 
Plattform Patientensicherheit (www.plattform-patientensicherheit.at) 
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